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Bonn, den 30. März 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betn: Forderungen der deutschen Bauwirtschaft an die 
amerikanische Besatzungsmacht 

Bezug: Kleine Anfrage 33 der Abgeordneten Müller- 
Hermann, Becker (Pirmasens), Schmücker, 

Frau Dietz und Genossen - Drucksache 299 - 

Zu der Kleinen Anfrage 33 nehme ich wie folgt Stellung: 

Zu Nr. 1 der Anfrage 

1. Der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie eV. ist Ende 
September 1953 bei mir vorstellig geworden und hat das Bundes- 
ministerium der Finanzen damals erstmalig davon unterrichtet, 
daß in großem Umfange - und zum Teil seit längerer Zeit - 
rückständige Forderungen gegen die amerikanischen Streitkräfte 
aus Bauleistungen anstehen. Anschließend wurde sofort auch 
mit dem Zentralverband des Deutschen Baugewerbes wegen dieser 
Frage Fühlung genommen und mit beiden Verbänden das Mate- 
rial für eine Eingabe bei der Amerikanischen Hohen Kommission 
zusammengestellt. 

2. Mit Schreiben vom 17. November 1953 an die Amerikanische 
Hohe Kommission habe ich den Sachverhalt ausführlich dar- 
gestellt und dringend um eine sofortige Besprechung gebeten, 
bei der die Mittel und Wege erörtert werden sollten, nach denen 
die gesamte Frage so kurzfristig wie möglich gelöst werden 
könnte. Unabhängig von diesem allgemeinen Vorgehen habe 
ich mich unter Einschaltung der Bau technischen Arbeitsgruppen 
in Heidelberg und Wiesbaden bemüht, bereits in einigen be- 
sonders kritischen Einzelfällen, bei denen vor allem Nachunter- 
nehmer in ihrer Existenz schwer bedroht erschienen, unmittelbar 
bei den Amerikanischen Hauptquartieren des Heeres und der 
Luftwaffe Abhilfe zu schaffen. 

3. Wegen des erwähnten Besprechungstermins wurde mehrfach bei 
der Amerikanischen Hohen Kommission erinnert; zu einer Be- 
sprechung kam es jedoch erst am 2. März 1954, nachdem die 
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Amcrikanisdic Hohe Kommission über die Hauptqarticre die 
entsprechenden Erhebungen bei den Orts- und Mittelinstanzen 
der amerikanischen Streitkräfte abgeschlossen hatte. 

4. Auf der Besprechung am 2. März 1954, an der Vertreter des 
Bundesministeriums der Finanzen sowie des Bundesministeriums 
für Wirtschaft teilnahmen, wurde von den Vertretern der Ameri- 
kanischen Hauptquartiere eine ausführliche Darstellung über den 
Stand der Bearbeitung der rückständigen Forderungen gegeben. 
Danadi lagen nach dem Stand vom Dezember 1953 im Bereich 
des Heeres insgesamt 291 sog. Claims (Zusatzforderungen) über 
rund 15 Mio DM vor (hinzukommeh rund 15 bis 20 Mio DM 
im Bereich der Luftwaffe). Die beteiligten Stellen haben erklärt, 
daß diese Claims noch im Laufe des April so abschließend be- 
arbeitet werden könnten, daß die Entscheidungen gefällt werden 
können. Die amerikanischen Stellen haben uneingeschränkt ein- 
geräumt, daß bei der Bearbeitung dieser Claims eine sehr große 
Zahl von Schwierigkeiten zu überwinden ist, um zu einem klaren 
und zutreffenden Urteil über den Sach- und Rechtsverhalt zu 
gelangen, und zwar insbesondere auch deshalb, weil die Unter- 
lagen vielfach unklar und verworren sind. Für die Bearbeitung 
der Claims ist die gutachliche Mitwirkung von Sachverständigen 
der deutschen Bauverwaltung vorgesehen, deren Aufgabe es vor 
allem ist, die amerikanischen Dienststellen über die in Deutsch- 
land angewendeten Bauausführungsvorschriften, wie Verdingungs- 
ordnung für Bauleistungen, DIN-Normen u. ä., zu beraten. 
Das Amerikanische Hauptquartier hat außerdem ausdrücklidi zu- 
gesagt, daß auf Anspiüche der Unternehmer auch noch vor 
endgültiger Entscheidung über einen Claim Abschlagzahlungen 
geleistet werden, wenn und soweit bereits zu erkennen ist, daß 
die Forderung zweifelsfrei berechtigt ist. 

5. Soweit Claims der Bauunternehmer abschlägig beschieden werden, 
steht den Unternehmern das Recht der Beschwerde (Appeal) an 
das Hauptquartier zu. Abweichend von dem bisherigen Ver- 
fahren soll bei dem Hauptquartier des Heeres ein mit drei 
amerikanischen Offizieren besetzter Ausschuß gebildet werden 
(Board of Appeals), vor dem sowohl der Vertreter der für die 
Bearbeitung des Claims verantwortlichen amerikanischen Mittel- 
behörde wie auch der Unternehmer ihre Auffassung vortragen 
und im einzelnen begründen können. Audi hier ist die Mit- 
wirkung deutscher Sachverständiger vorgesehen. Über Einzel- 
heiten des Verfahrens und der Beteiligung deutscher Stellen an 
dem Verfahren schweben im Augenblick noch Verhandlungen 
zwischen dem Amerikanischen Hauptquartier einerseits und dem 
Bundesfinanz- und Bundes Wirtschaftsministerium andererseits; diese 
Verhandlungen werden jedoch in Kürze abgeschlossen sein. 

6. Die amerikanische Seite hat auf der Besprechung am 2. März 1954 
vor geschlagen, Anfang Mai in einer erneuten Besprechung den 
Stand der Angelegenheit zu prüfen. 

Ich habe den Eindruck, daß die amerikanischen Stellen bemüht 
sind, die sich als berechtigt herausstellenden Forderungen sobald 
als möglich auszuzahlen. 



Zu Nr. 2 der Anfrage 

1. Die amerikanischen Streitkräfte haben bereits seit längerer Zeit 
in ihren Auftragsbedingungen die Bestimmung aufgenommen, 
daß Teil B der „Verdingungsordnung für Bauleistungcn (VOB)” 
gilt, allerdings nur insoweit, als amerikanische Vorschriften nicht 
entgegenstehen. Diese Regelung schafft zweifellos keine klaren 
Verhältnisse, und das Bundesministerium der Finanzen steht 
gerade jetzt wieder vor Verhandlungen mit den amerikanischen 
Streitkräften über eine Revision der „General Conditions”, bei 
der u. a. auch angestrebt werden wird, den deutsdien Vorschriften 
alleinige Geltung zu verschaffen. 

2. Unabhängig hiervon ist zwischen der Amerikanischen Hohen 
Kommission und den amerikanischen Streitkräften einerseits und 
mir andererseits ein Übereinkommen über die Durchführung der 
Baumaßnahmen der amerikanischen Streitkräfte durch die deutsche 
Bau Verwaltung getroffen worden, das am 1. Februar 1954 in 
Kraft getreten ist. Dieses Übereinkommen ist im Ministerialblatt 
des Bundesministers der Finanzen vom 9. April 1954 S. 190 
abgedruckt. Nach Nr. 20 und 27 dieses Übereinkommens schließen 
die deutschen Baubehörden mit den Bauunternehmern nunmehr 
bürgerlich-rechtliche Verträge ab, bei denen allein die deutschen 
Redits Vorschriften, insbesondere also die Verdingungsordnung 
für Bauleisiungen (VOB) Teil ß, gelten. Die Bauinaßnahmen, die 
nach diesem Übereinkommen durch die deutsche Bauverwaltung 
durchgeführt werden, werden zwischen dem Hauptquartier der 
amerikanischen Streitkräfte und mir anhand der amerikanischen 
Bauprogramme festgelegt; es besteht Übereinstimmung auf beiden 
Seiten, daß es das Ziel ist, die Baumaßnahmen der amerikanischen 
Streitkräfte sobald wie möglich in vollem Umfange - ausgenommen 
einige Spezialbauvorhahcn (Übereinkommen Nr, 7) - auf die 
deutsche Bauverwaliung überzuleiten. 


Schäffer 



